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Beklegte und Revisionsbcklagte,

bei-geladen:
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Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat nach Lage der

Akten am 25. Februar 1971 durch

Senatspräsident Dr. H a u g
—Vorsitzender—,

Bundesrichterin G e y s e r,

Bundesrichter
_ .

B u r g e r,
Bundessozialrichter T i e d t und

Bundessozialrichter B ü b s t e c k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin werden die Urteile des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 6. Februer

1970 und des Sozialgerichts Duisburg vom 21. Juni 1968

sowie der Bescheid der Beklagten vom 13. Februar 1967 in

der Gesalt des Widerspruchsbescheids vom 10. Juli 1969

aufgehoben.
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Die Beklagte wird verpflichtet‚ der Klägerin einen Bescheid

über die Gewährung der Waisenrente aus der Versicherung

ihres am 21° März 1955 verstorbenen Vaters Wilhelm B

zu erteilen°

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen Kosten
des Rechtsstreits zu erstatten.

G r ü n 9_3 :

I

Die Beteiligten streiten darüber, ob der im Mai 1950 ge(5

borenen Klägerin für die Zeit vom Januar 1957 bis Mai 1968

Waisenrente aus der Rentenversicherung ihres im Jahre 1955

verstorbenen Vaters zu zahlen ist°

Den von der Klägerin im September 1955 gestellten Rentene

antrag hatte die damalige Ruhrknappschaft unter Berücksichw

tigung der bis zum 31° Dezember 1956 geltenden Anwart»
schafts— und Wartezeitbestimmungen durch Bescheid vom 28„

Januar 1957 abgelehnt° Der Bescheid war bindend gewordene

lm Juli 1966 beantragte die Klägerin erneut‚ ihr Waisen—
rente zu gewähren° Die Beklagte lehnte dies mit der Begrünn

dung ab, ein Hinterbliebenenrentenanspruch der Klägerin

habe nach der Reichsversicherungsordnung (EVO) idF des Are
beiterrentenversicherungs«Neuregelungsgesetzes (ArVNG} be“

reits dem Grunde nach bestanden° Dieser sei aber nicht mehr
realisierbar, weil die Klägerin die Ausschlußfrist des

Art° 2 @44 Satz 4 ArVNGversäumt habe (Bescheid vom 130
VFebruar 1967, Widerspruchsbescheid vom lo„ Juli 1969)„

Die
hiergegeh

gerichtete Klage hatte in beiden Instanzen

keinen Erfolg° Das Landessozialgericht (LSG) wies die Bee

rufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts

{SG} im wesentlichen mit folgender Begründung zurück;
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Da der Versicherte am 21„ März 1955 gestorben sei und eine

Versicherungszeit von mehr als 60 Kalendermonaten zurück-

gelegt habe, seien unter Berücksichtigung des Art° 2 55 8
und 17 ArVNG iVm 5 1263 Abs° 2 BVG die materiell-rechtlichen

Voraussetzungen für die Gewährung einer Waisenrente an die

Klägerin mit Inkrafttreten des ArVNG zwar erfüllt gewesen°

‚Der an sich vom 1° Januar 1957 an bestehende An5pruch auf

‚Waisenrente (@@1267, 1269 RVG) werde aber durch den Ablauf

der Frist des Art, 2 © 44 Satz 4 ArVNG ausgeschlossen°

Art° 2 @ 44 ArVNG regele alternativ einerseits den Fall, daß

noch ein Verfahren schwebe und andererseits den, daß es bin-

dend oder rechtskräftig abgeschlossen worden sei, Weder die

eine noch die andere Alternative treffe hier zu. Das Verwal—

tungshandeln sei durch Erteilung des ablehnendeh Bescheides

vom 28° Januar 1957 beendet worden° Andererseits sei das
Verfahren auch noch nicht bindend abgeschlossen gewesen,

weil der am l° Februar 1957 an die Klägerin zugestellte

Verwaltungsakt der Ruhrknappschaft bis zum Ablauf des 10 März

1957 - und damit bis nach der Verkündung des ArVNG am 26,

Februar 1957 — mit dem Widerspruch (@ 80 Nr. 1 des Sozial-
gerichtsgesetzes —SGG-) hätte angefochten werden können,

Damit zeige der vorliegende Fall eine unbewußte Lücke im

Gesetz auf° Es sei nicht ersichtlich, daß die gesetzgebenden

Organe an die Möglichkeit gedacht hätten, daß ein Verfahren

weder schwebe noch bindend oder rechtskräftig abgeschlossen

sei° Im Hinblick darauf, daß Art" 2 € 44 ArVNG seinem Wort-'

laut nach nicht anwendbar sei, müsse überlegt werden, ob
Raum für 5 1300 RVG sei, Die zweite Möglichkeit sei die Aus—

füllung der Gesetzeslücke "aus den Art° 2 5 44 ArVNG erkenn—

baren Wertungen des Gesetzes"° Dieser Auslegung müsse der.

Vorzug gegeben werden° Dabei sei von der Überlegung auszu—

gehen, daß die Bindungswirkung des Verwaltungsaktes vom
284 Januar 1957 eingetreten sei, als das ArVNG bereits in

Kraft gewesen sei, ‚Die Klägerin hätte den Eintritt der Bin-‚>
dungswirkung jedoch durch Erheben des Widerspruchs verhin—

dern können° Wenn aber sogar derjenige, dessen An5pruch

bereits bindend abgelehnt worden sei, bis zum 31, Dezember
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1958 tätig werden mußte, um eine Überprüfung zu erlangen,

dann müsse das um so mehr für denjenigen gelten, der durch
eigenes Tätigwerden den Eintritt der Bindungswirkung hätte

verhindern können° Die Durchbrechung der Bindungswirkung

sollte nämlich nur befristet möglich sein° Das Gesetz habe

nicht auf lange Sicht weitgehende Unsicherheit entstehen

lassen wollen„ Da die Klägerin innerhalb der aus diesen

Gründen für sie ebenfalls geltenden materiellmrechtlichen

Ausschlußfrist keine Überprüfung beantragt habe, sei nunw

mehr eine Entscheidung zu ihren Gunsten nicht mehr möglich

(Urteil vom 60 Februar 1970)°

Mit der zugelassenen Revision wendet sich die Klägerin dem

gegen, die nach der Rechtsauffassung des LSG bestehende

Gesetzeslüoke "aus den Art" 2 @ 44 ArVNG erkennbaren Wer»
tungen des Gesetzes" auszufüllen° Wenn die Anwendung der

Sondervorschrift des Art° 2 © 44 ArVNG —wie das LSG dar»
lege — ausscheide, so müsse eine Entscheidung nach @ 1300

RVO revidiert werden können, wenn nachträglich eine Ge»

setzesänderung verkündet werde, die vor Erlaß der Entscheiw

dung in Kraft trete° Dabei komme es nicht darauf an} ob

der Träger der Rentenversicherung sich geirrt habe oder‚

nicht° Maßgebend müsse vielmehr der Wille des Gesetzgebers

sein, unabhängig von einem solchen Irrtum dem Versicher—

ten zu seinem Recht zu verhelfen°

Die Klägerin beantragt‚ unter Aufhebung des Bescheides

der Beklagten vom 13° Februar 1967, des Widerspruchsbew

scheids vom 10° Juli 1969, des Urteils des Sozialge—

richts in Duisburg vom 21° Juni 1968 und des angefoch-
tenen Urteils die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin

für die Zeit vom 1; Januar 1957 bis 31„ Mai 1968 Waisenn

rente zu zahlen° '

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen die Zurück—

weisung der Revision„'
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Sie halten die Gründe des angefochtenen Urteils für zu-
treffende-

II

Die Revision ist begründet„ Die Auslegung des Art° 2 5 44

ArVNG durch das LSG entspricht nicht dem Gesetz(;

Zwischen den Beteiligten ist nicht streitig, daß nach den

Vorschriften desArt„ 2 @@8 und17ArVNGiVm@1263Abs„a
RVG die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für die Gewäh-

rung einer Waisenrente an die Klägerin mit dem Inkrafttreten

des ArVNG am 1. Januar 1957 erfüllt gewesen sind° Entgegen

der Auffassung der Vorinstanzen ist der Anspruch der Kläge—

rin auch nicht deshalb entfallen, weil sie mit ihrem Neuan-

trag vom Juli 1966 die in Art‚ 2 5 44 Satz 4 ArVNG genannte

Ausschlußfrist (31„12„1958) nicht eingehalten hat°

Der Nachprüfung nach Art„ 2 © 44 Satz 3 und 4 ArVNG unter-
liegen auf Antrag Rentenansprüche, die aus den im Gesetz

genannten Versicherungsfällen hergeleitet und unter der

Geltung des bis 31„ Dezember 1956 bestehenden Rechts bin—

dend oder rechtskräftig abgelehnt worden sind° Darunter

fallen aber nur die bis zum 31„ Dezember 1956 erlassenen

Bescheide der Versicherungsträger; denn nur sie sind, wenn

sie dem damals geltenden Recht entsprochen haben, recht—

mäßig gewesen und rechtmäßig geblieben, d„h° in ihrer Be-

standskraft von der Rentenreform nicht berührt worden°

Sie sollten innerhalb der Ausschlußfrist daraufhin über—

prüft werden können, ob das neue Recht günstiger ist" Hin»

gegen hat der Bescheid vom 28° Januar 1957, mit dem die
Beigeladene den Waisenrentenanspruch der Klägerin abge—

lehnt hat, zwar zur Zeit seines Erlasses dem bis dahin

bekannten materiellen und Verfahrens-Recht entsprocheno

Der Bescheid ist aber infolge der rückwirkenden Inkraft-

sctzung des ArVNG (mit dem weitgehenden Wegfall des Ana
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wartschaftsrechtst_a■„; und den geänderten Zuständigkeits—
vorschriften} sowie wegen des in Art° 2 5 44 Satz 1 ArVNG

enthaltenen Gebots, das neue Recht auch in den am 10 Januar

1957 schwebenden Verfahren anzuwenden, nicht rechtmäßig ge—
blieben, sondern materiell und formell unrichtig geworden°

Auf Bescheide dieser Art trifft aber die Ausschlußfrist in

Satz 4 nach ihrer Zweckbestimmung nicht zu° Auch ist eine

entsprechende Anwendung der Ausschlußfrist — entgegen der

Annahme des LSG — wegen der wesentlich unterschiedlichen

Rechtslage nicht möglich°

Die sachliche Zuständigkeit für die Rentenleistung liegt seit
Inkrafttreten des ArVNG und damit vom 1. Januar 1957 an nicht

mehr bei der Beigeladenen, sondern bei der Beklagten, weil

nach den Feststellungen im Bescheid vom 28° Januar 1957 der
letzte Beitrag für den Versicherten zur Invalidenversicherung

entrichtet werden ist (@ 1311 Abs„ 1 RVO)° Die Ruhrknapp-
schaft — als funktioneller Rechtsvorgänger der Beigeladenen „

durfte zwar im Zeitpunkt der Rentenantragstellung am 30„

September 1955 ihre sachliche Zuständigkeit annehmen, weil

nach dem damals noch geltenden Wanderversicherungsabkommen

vom 12.6.1944 (AN 44, 246} die Knappschaft abweichend von
der Regelung in 5 1544 g Abs. 3 Satz 1 bis 3 BVG aF für die

Feststellung der Leistung stets zuständig war, wenn - wie

hier - mehr als sechs Beiträge zur knappschaftlichen Renten—

versicherung (knRV) entrichtet worden sind„ Das auf 5 1544 g
Abs° } Satz 4 RVG aF basierende Wanderversicherungsabkommen
ist am 1° Januar 1957 außer Kraft getreten (Art° } @ 2 ArVNG}O

Die Zuständigkeit des Versicherungsträgers für einen Fest=

stellungsbescheid beurteilt sich jedoch nach dem bei seinem

Erlaß gültigen Recht (ständige Recht5prechung des Bundesso—

zialgerichts —BSG—: vgl„ BSG 9, 2505 14, 865 2}, 1603 SozR

Nr° 6 und 7 zu © 1511 RVO;‘NrO 4 zu @ 1421 BVG und zuletzt

Urteil des 11° Senats vom 15„1001970 — 11 RA 99/69 —)° Am .
28° Januar 1957 hat somit ein sachlich unzuständiger Ver—

sicherungsträger den Bescheid erteilt, weil die gesetzlich

-7=‚
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festgelegte Zuständigkeit nicht durch das Verwaltungs—

handeln eines (unzuständigen) Versicherungsträgers ge-

ändert werden kann (vgl° BSG in SozR Nr° 7 und 9 zu
's 1311RVGsowie Urteil des 5„ Senats vom100 12„ 1970

- 5/12 RJ 56/67 ;)„

Das LSG geht davon aus, daß die Bindungswirkung des Ver—

waltungsakts vom 28" Januar 1957 zu einer Zeit eingetre-

ten ist, als das ArVNG bereits in Kraft war, und daß die

Klägerin diese Bindungswirkung durch Erheben des Wider=

spruchs hätte verhindern können° Es übersieht dabei, daß

der von der ehemaligen Ruhrknappschaft erlassene Bescheid

vom 28° Januar 1957 wegen der sachlichen Unzuständigkeit

dieses Versicherungsträgers zwar nicht nichtig war, anderer—

seits aber nur zwischen den damaligen Beteiligten LS° des

% 77 SGG bindend werden konnte (vgl° BSG 9, 171‚ 178 und

BSG in SozR Nr° 7 zu.@ 1311 RVO)„ Die Bindungswirkung be-
steht hiernach lediglich zwischen dem Adressaten des Be-

scheides und dem Versicherungsträger, der diesen Verwal—

tungsakt gesetzt hat° Sie erstreckt sich dagegen nicht

auf die damals nicht mit der Sache befaßte, tatsächlich

aber bereits zuständige Beklagte (ebenso Müller in SGO/

1968, 389, 390 und im Anschluß daran BSG in SozR Nr° 9 zu
$ 1511 RVO)° Die Beklagte kann sich daher auch nicht auf
die Bindungswirkung des von ihr nicht erlassenen Beschei-

des vom 28° Januar 1957 berufen° Da ein rechtsverbind—

licher Ablehnungsbescheid von der seit l° Januar 1957

für die Rentenfeststellung zuständigen Beklagten noch

nicht ergangen ist, kann im allein rechtserheblichen

Verhältnis zwischen der Klägerin und der Beklagten auch

nicht eine bindende Ablehnung des Rentenanspruchs LS°

des Art(; 2 © 44 Satz 2 ArVNG angenommen werden° Es fehlt

auch aus diesem Grund an der Voraussetzung für die vom

LSG für zulässig gehaltene "entsprechende" Anwendung'der

Fristvorschrift des Art„ 2 5 44 Satz 4 ArVNG.
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Die aufgrund des Rentenantreges der Klägerin vom Juli 1966

erstmals mit deren Anspruch befaßte Beklagte ist‘■ach den
Vorschriften in Art„ 2 @@8, 17 und 25 Abs. 2 ArVNG‚ sowie
in @@1263 Abs„ 2, 1267, 1292 RVO verpflichtet, der Kläge»

rin einen Bescheid über die Gewährung der Waisenrente aus
_der Versicherung ihres im März 1955 verstorbenen Vaters zu

erteilen; eines Bescheides nach @ 1300 RVO bedarf es

hierfür nicht° '

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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